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30  Die Grundlagen zum Verständnis von Geschichte und Zeitgeschichte

1  Einleitung
Größte Teile der uns heute bekannten Geschichte, insbesondere der Zeitgeschichte, sind falsch! Nicht so sehr, daß alle Ereignisse der Vergangenheit bewußt gefälscht wurden, sondern allein durch die den Ereignissen beigemessenen falschen Deutungen und Gewichtungen bleibt Wesentliches unbeachtet, wird Unwichtiges hervorgehoben, woraus sich insgesamt ein völlig falsches Bild zusammensetzt. Wirkliche Fälschungen und Manipulationen sind insbesondere in der Darstellung der Zeitgeschichte, also was die letzten hundert Jahre betrifft, anzutreffen. 

Als eines der probatesten Mittel zur Erstellung des heutigen Geschichtsbildes hat sich das Verfahren erwiesen, welches die Historiker bei ihren Forschungen und Analysen verwenden. Die zentrale Möglichkeit zur Manipulation liegt in der Anwendung eines Verfahrens, wie es von Archäologen entwickelt wurde. Bleibt diesen meist nichts anderes übrig, als aus ausgegrabenen und aufgefundenen Einzelteilen ein Gesamtbild zu konstruieren, d.h., sie schließen die Lücken, für die keine Informationen und Fundstücke vorliegen, durch einfache Spekulation. Obwohl nun, zumindest was die neuere Vergangenheit angeht, nicht nur umfangreichstes Informationsmaterial vorliegt, sondern auch die politischen Ziele und Pläne bekannt sein sollten, wird auch für diesen Zeitabschnitt der Gesamtzusammenhang aus Einzelteilen, meist Dokumenten und Äußerungen, abgeleitet. Bei der hier vorgestellten „Neuen Geschichtsschreibung“ wurde nun bei den anzustellenden politischen Analysen in genau umgekehrter Richtung vorgegangen: von oben nach unten. Letztlich so, wie auch jeder Kriminologe vorgeht, der zunächst das Motiv sucht, um sich erst dann gezielt auf die Suche nach den Beweisstücken zu begeben.

2  Definitive Voraussetzungen

Was in der Kriminalistik das Motiv ist, ist in der Politik das Interesse. Dieses sollte auch für die Suche nach den Wahrhaftigkeiten der politischen Ereignisse und Zusammenhänge immer im Zentrum unserer Analysen stehen.

Ob Einzelindividuum, Organisation oder auch Staat. Gemein ist allen, daß immer das jeweilige  Interesse die Grundlage aller Entscheidungen und Handlungen bildet. Schon der antike Aristoteles hatte festgestellt: „Bei allem, was wir tun, haben wir ein Ziel vor Augen“. Mit anderen Worten: “Nichts findet statt, ohne daß ein Ziel verfolgt wird, ohne daß eine Motivation vorhanden ist“.

Das politische Interesse baut sich letztlich immer gleichartig auf und läßt sich in zwei große Bereiche unterteilen:

· Das Interesse an der Sicherung der eigenen Existenz. Ohne diese wäre alles andere nichts.

· Damit eng verknüpft ist das zweite Interesse, das Streben nach Verbesserung, nach Erringung von eigenen Vorteilen.

Die Durchsetzung des eigenen Interesses ist nun abhängig davon, welche eigene Macht zur Verfügung steht und welche Mächte dem entgegenstehen. Je übergewichtiger die eigene Macht ist, desto sicherer läßt sich das Interesse durchsetzen.

Diese Handhabung der Macht wird allgemein als Politik bezeichnet. 

Einschränkungen oder gar Regeln und Moralitäten, nach denen diese Interessen wahrzunehmen sind, sind nicht zwingend vorgeschrieben, d.h., es gelten nur die Einschränkungen, die ein jeder sich selbst auferlegt. Aus welchen Gründen auch immer. 

Die Staatsphilosophie, auf der die gesellschaftlichen Werte ruhen, definiert ein jeder Staat für sich selbst. 

Je gravierender die auferlegten Einschränkungen, sei es aus der Anerkennung von Moralitäten, sei es die Berücksichtigung glaubensseitiger oder rechtlicher Vorgaben, um so geringer wird der nutzbare Anteil der zur Verfügung stehenden Macht.

Ist nun ein Staat nicht nur durch gesellschaftlich getragene, rechtliche Einschränkungen, sondern gar durch die Berücksichtigung moralischer Werte zur Begrenzung der eigenen Politik angehalten oder gar gezwungen, so wird die gesamte Politik eines solchen Staates zwangsläufig immer defensiv sein müssen. Ist die tatsächliche Politik eines angeblich moralischen Werten verpflichteten Staates demgegenüber aber imperialistisch und aggressiv, so entlarven sich die Vorgaben von moralischen Werten zur Rechtfertigung politischer Maßnahmen immer als Tarnung. Eine Tarnung, die nur eine den gesellschaftlichen Werten entgegenstehende Politik benötigt.

Die geschichtliche Entwicklung hat gezeigt, daß Moralitäten in der Politik immer nur propagandistische Tarnungen sind.

Die Durchsetzung der politischen Interessen eines Staates wird generell durch die zur Verfügung stehenden Machtmittel bestimmt. Diesen zuzurechnen sind aber nicht nur solche, die für jedermann erkennbar sind, wie z.B. eine gute militärische Ausstattung, sondern noch wichtiger ist die Macht zur Manipulation und Täuschung.

Allein das individuelle Bedürfnis nach Sicherheit und die besseren Möglichkeiten zur eigenen Existenzsicherung schaffte zunächst Clans, dann Stämme, Völker und Nationen. Erst gemeinsame Interessen machen aus einem Volk eine Nation. 

Die Konsequenz aus dem Bestand der Interessen aller Nationen führt im Zusammenwirken dazu, daß das Interesse an der eigenen Bestandssicherung zwangsläufig den Gewinninteressen der anderen entgegensteht und diese damit einschränkt, während die Wirkung des zweiten Interesses meist entsprechend umgekehrt ist. Für jede Nation ist die Vertretung der eigenen Interessen lebens-, bzw. existenzbestimmend. Keine Interessen haben ist damit gleichbedeutend mit einer Pseudo-Existenz. In einem Protektorat, einem Vasallenstaat, werden die Interessen von außen vorgegeben und durch Handlanger nach innen verwaltet.

Die gesamte geschichtliche Entwicklung ist durch die permanent andauernden Versuche von Völkern und Staaten geprägt, die zu allen Zeiten bemüht waren, die eigenen Interessen durchzusetzen. Um dies möglichst gezielt und geplant zu tun, wurden dazu Pläne und Grundstrategien entwickelt.

Um nicht nur Geschichte, sondern auch die aktuelle Politik eines jeden Landes zu verstehen, ist es zwingende Voraussetzung, zunächst die Prioritäten seiner Interessen zu kennen, eine evtl. vorhandene ideologische Bindung zu prüfen und daraus die Grundstrategien zu analysieren. Sollen die Hintergründe von internationalen Ereignissen verstanden werden, so müssen zuvor diese Faktoren, die Interessen und die Grundstrategien aller an den Ereignissen Beteiligten bekannt sein.

Andere Mächte über die eigenen Ansichten und Pläne zu täuschen war und ist einer der wesentlichsten Bestandteile der Politik. Spätestens aber dann, wenn eine Planung erfolgreich abgeschlossen wurde, sollte sich zumindest in dem, der den Gewinn erzielt hat, auch der Urheber feststellen lassen. Ist dieser festgestellt, so ist es zumindest nachträglich ein Leichtes, auch seine ursprüngliche Grundstrategie und seine Interessenlage herauszufinden.

Aber selbst jede rückbetrachtende Analyse läuft auch dann noch ins Leere, und schafft so die Voraussetzungen für eine Dauerhaftigkeit der Tarnung, wenn es nicht nur gelingt, die Interessen und die Grundstrategien zu verbergen, sondern wenn es gar gelingt, den gesamten Staat im Verborgenen zu halten!

Wie konnte es in den letzten 100 Jahre zu den abgelaufenen Ereignissen kommen, wie konnte je ein Geschichtsbild entstehen, wie es heute als Allgemeinwissen vorliegt? Ein Jahrhundert, in dem nicht nur Preußen und Deutschland vernichtet, sein Volk in zwei Mordaktionen dezimiert und ihm auch sonst auf allen Gebieten größter Schaden zugefügt und größte Opfer abverlangt wurden, sondern in dem diesem Deutschland auch noch die alleinige Schuld an diesem eigenen Untergang zugewiesen wird? Die Interpretation, daß Deutschland gezielt eine Politik betrieben hätte, um im Ziel selbst vernichtet zu werden, selbst geopfert und gemordet zu werden, darf wohl ausgeschlossen werden, d.h., diese Politik kann nicht in Deutschland, diese Politik muß von einer anderen Seite gemacht worden sein. 

Wenn heute ein Geschichtsbild vorliegt, nach dem Deutschland an zwei Weltkriegen ursächlich schuldig ist, wobei die Ergebnisse der beiden Kriege letztlich zum Untergang des gleichen Deutschlands geführt hat, was nun aber jeder politischen Logik entgegensteht, so müssen solch geschickte Täuschung und Tarnungen aufgebaut worden sein, daß sie bis heute nicht durchbrochen werden konnten! Wenn aber Deutschland nicht schuldig an zwei Weltkriegen und am eigenen Untergang ist, so ist es den tatsächlichen Initiatoren der gesamten Politik des 20. Jahrhunderts zumindest bis heute gelungen, selbst noch immer unerkannt im Hintergrund geblieben zu sein.

Diese Täuschung offen zu legen, sie des Schleiers zu berauben, der über die gesamte Geschichtsschreibung des 20. Jahrhunderts gelegt wurde, setzt voraus, daß zunächst die dafür verantwortliche Macht gefunden und bloßgestellt wird. Dies soll nun unser erster Schritt sein.

3  Geschichtliche Voraussetzungen
Vor der Betrachtung der Zeitgeschichte und der dort stattgefundenen Großereignisse muß zeitlich weiter ausgeholt werden. Ein Ausflug in die geschichtlichen Hintergründe ist unumgänglich. Denn die zeitgeschichtlichen Anfangspositionen, wie wir sie Anfang des 20. Jahrhunderts vorfinden, müssen insbesondere für zwei Parteien von ihren Ursprüngen aus entwickelt und verfolgt werden. Bei diesen beiden Parteien handelt es sich zum einen um die des zentralen Opfers der dem Jahr 1900 folgenden Zeitgeschichte, also Deutschland, und auf der anderen Seite natürlich um die Partei der Macher der Zeitgeschichte, die, die hinter dem Britischen Empire stehen.
Nun entspricht die Auswahl des Britischen Empires nicht etwa einer willkürlichen Selektion, sondern diese Auswahl trägt nur dem wohl wunderlichsten politischen Ereignis der gesamten bekannten Weltgeschichte Rechnung.

Betrachtet man die Weltgeschichte, so gab es auch zu früheren Zeiten große Reiche und Herrschaftsgebiete. Ob Ägypter, Perser, Griechen, Römer; alle waren letztlich am Verlust innerer Stärke und an äußeren Einflüssen zugrunde gegangen. Sie alle hatten irgendwann, irgendwo eine letzte Schlacht verloren. 

Davon nun völlig abweichend ist im 20. Jahrhundert mit dem Britischen Empire das größte aller Reiche untergegangen, das aber nicht nur keine letzte Schlacht verlor, sondern das zu seinem eigenen Untergang gar noch zwei gewonnene Weltkriege benötigte! 

Ein an paradoxem Gehalt nicht zu überbietender Vorgang.

3.1  England, das Britische Empire und die Demokratie
Das gesellschaftspolitische Fundament Englands, seine Demokratie, wurde bereits vor langer Zeit entwickelt und benötigte dann Jahrhunderte, um sich auf das heutige Niveau abzurunden und solchermaßen im 20. Jahrhundert seinen Siegeszug um den Erdball anzutreten.

Schon im 13. Jahrhundert waren in England die ersten demokratisch-strukturellen Grundzüge entstanden, die die Jahrhunderte bis heute überdauert haben. Auch wenn es während dieser Zeit optisch erhebliche Kompetenzverschiebungen innerhalb der politischen Strukturen gegeben hat, so sind die Strukturen selbst doch weitgehend unverändert geblieben. Englands politische Strukturen haben Jahrhunderte überdauert, sind erstarrt und blieben konstant. 

Geschaffen von einem Erbadel, der seinen Einfluß auf die politischen Entscheidungen seines Monarchen dadurch sicherstellte, daß er sich in einem gemeinsamen Gremium zusammenschloß, das sich die Bezeichnung Parlament gab. Parlament nicht deshalb, weil seine Mitglieder etwa frei gewählt worden waren, zur Mitgliedschaft berechtigten allein ererbte Titel und Rechte, sondern nur aus dem Grunde, weil dieses Parlament letztlich die politischen Entscheidungen traf, an die auch der Monarch gebunden war. Also nicht allein der Monarch traf seine absolutistischen Entscheidungen, sondern der hatte nur das auszuführen, was das Adelsparlament zuvor entschieden hatte. Die Macht der politischen Entscheidung hatte sich damit vom Monarchen auf die Gesamtheit des versammelten Hochadels verlagert! Die erste weltgeschichtliche Gewaltenteilung hatte stattgefunden. Der Monarch und der ihm unterstellte, staatliche Machtapparat waren auf die reine Exekutive begrenzt. Und, was nicht ganz unwichtig ist, die parlamentarisch organisierte Macht des gesamten Landes, vertreten vom versammelten Hochadel, war jederzeit in der Lage, sowohl durch die bei ihm gebündelten, ererbten Rechte, wie auch durch die von seinen Mitgliedern vertretene wirtschaftliche Macht, das vorgegebene Verhalten des Monarchen sicherzustellen. Die staatliche Exekutive und deren vorsitzender Monarch waren zum ausführenden Organ des Willens des englischen Hochadels geworden. Dies war und blieb der Kern der englischen Demokratie!

Während der kommenden Jahrhunderte gelang es dann auch dem Volk, sich sein Parlament zu erstreiten. Ein Parlament, das zunächst nur die Belange des Volkes regelte und verwaltete. Um Mitglied in diesem Parlament, gesellschaftspolitisch bezeichnend Unterhaus genannt, zu werden, war nun nicht mehr das Erbrecht entscheidend. Jede Region mußte ihren Parlamentarier mit Mehrheit wählen. So bildeten sich zwei Parlamente nebeneinander. Das Oberhaus, zuständig für alle staatspolitischen Entscheidungen, und das Unterhaus, zuständig für alle Belange des Volkes.

Insbesondere bei den staatspolitischen Entscheidungen, zu deren Umsetzung nun auch immer das englische Volk benötigt wurde, erstritt sich das Unterparlament die Ausweitung der eigenen Kompetenzen und Mitsprachen. Je mehr Kompetenzen sich aber das Unterhaus im Laufe der Zeit erstritt, desto intensiver war das herrschende Oberhaus gezwungen, wollte es nicht auf die eigene Macht freiwillig verzichten, Verfahren und Wege zur Einflußnahme und zur Steuerung des Unterhauses zu entwickeln. Einer der entscheidendsten Schachzüge gelang dann mit der konstitutionellen Parteienbildung im Unterhaus. Allein damit hatte sich die zuvor auf alle Parlamentarier verteilte Entscheidungskompetenz auf die Spitze der Parteien verlagert. Nicht mehr der Wille der großen Zahl der Parlamentarier war entscheidend, sondern nur noch der einzelne Wille der Personen an der Spitze der Parteien. Und diese hatte man, klugerweise, immer auf zwei begrenzt halten können. Allein sie entschieden darüber, wer überhaupt zur Parlamentswahl aufgestellt wurde, wobei jeder dann auch sein späteres parlamentarisches Verhalten auf Dauer nur im Sinne der Parteiführung betreiben konnte. 

Das so aufgebaute englische System, dessen Dominante bis heute der englische Hochadel geblieben ist, konnte so selbst jede soziale Revolution, jede Gefährdung des bestehenden Machtapparates geschickt verhindern. Denn alle Macht blieb zu allen Zeiten in den Händen des Hochadels, der diese nicht nur durch ererbte Rechte, die zusehend abgebaut wurden, sicherstellen konnte, sondern ergänzend, und heute einzig, durch das von ihm ererbte und vertretene Vermögen und die damit gegebenen wirtschaftlichen Einflüsse. Dies ist die bis heute andauernde Basis der englischen Staatsstruktur. Diese als Demokratie, als Volksherrschaft, zu bezeichnen, ist nicht nur vermessen, sondern eine solche je vorgegeben zu haben, ist reine propagandistische Täuschung. 

Zum Verständnis vieler geschichtlicher, insbesondere aber aller zeitgeschichtlicher Abläufe ist es unerläßlich, diese innerenglischen Machtstrukturen, -verhältnisse und -abhängigkeiten zu kennen und zu berücksichtigen. 

England war niemals eine Demokratie des Volkes und wurde auch bis heute keine Demokratie des Volkes! 

England und die englische Politik wurden zu allen Zeiten immer nur vom englischen Hoch- und Geldadel bestimmt und zu dessen Vorteil betrieben. Und dies unverändert bis zum heutigen Tage. Nur daß dieser Hoch- und Geldadel heute nicht mehr nur über England und Großbritannien herrscht, sondern seine Beherrschung, nachdem er sie zunächst über ein weltweites Kolonialreich ausgedehnt hatte, heute auf dem letzten Schritt ist, sich bis in den letzten Winkel dieser, unserer Erde auszuweiten.

Diese englische Machtkonstruktion nicht frühzeitig genug erkannt zu haben, sondern irrtümlicher Weise von einer demokratischen, dem englischen Volk verpflichteten, Politik der englischen Regierung auszugehen, das war der alles entscheidende Fehler aller Politiker des Deutschen Reiches seit Bismarck.

Ist dieser Fehler kaum jemals deutlicher zum Ausdruck gebracht worden, als es Bismarck in seinen Lebenserinnerungen formuliert hat:

„Die Politik einer jeden Großmacht wird immer wandelbar bleiben im Wandel der Ereignisse und der Interessen, aber die englische ist darüber hinaus von dem Wandel abhängig, welcher sich durchschnittlich alle fünf bis zehn Jahre in dem Personalbestande des Parlaments und des Ministeriums zu vollziehen pflegt“.

Die englische Demokratie als eine Volksdemokratie erfolgreich vermarktet zu haben ist der Bluff und Betrug fast eines ganzen Jahrtausends!

Das Britische Empire, das Imperium des englischen Hoch- und Geldadels, war also zu allen Zeiten eine von allen rechtlichen, glaubensseitigen oder gar moralischen Einschränkungen freie Einheit, die selbst gegenüber dem englischen Volk, der englischen Nation, in einer nur sehr lockeren, durch keinerlei Verantwortung belasteten Beziehung stand. 

Das Britische Empire konnte damit immer eine Politik betreiben und machtpolitische Mittel einsetzen, die durch nichts, aber auch durch gar nichts, eingeschränkt, gebunden oder verpflichtet waren!

Der englische Hoch- und Geldadel hatte sich sein Machtimperium geschaffen, wobei er das demokratisch beglückte englische Volk einzig zu Handlangerdiensten nutzte und mißbrauchte. So wurde das englische Volk zum ersten Sklaven des Empires. Sklaven, die das Recht hatten, sich nicht nur eine eigene Hausordnung zu geben, sondern die sich in ihrer demokratischen Hütte danach völlig frei bewegen und entfalten konnten. 

Der englische Hoch- und Geldadel wurde, nachdem er seine ererbten Rechte abgeben mußte, allein unter Beibehaltung seiner zweiten Machtkomponente, des Geldes und Vermögens, zum heute weltweiten Bannerträger des sogenannten Kapitalismus, der sich bis zum Ende des 19. Jahrhunderts aller staatlichen Macht des Britischen Empires bedienen konnte. 

Nicht das englische Volk entschied und entscheidet über das Verhalten der englischen Regierung, sondern diese Entscheidungen werden ausschließlich von der englischen Aristokratie getroffen, um dann von der englischen Regierung umgesetzt zu werden.

3.2  Preußen und das Deutsche Reich
So wie die geschichtliche Entwicklung Englands ihre Eigenheiten hatte, so gab es solche auch in Deutschland. Wenn alle letztlich ausgelaufenen oder untergegangenen Entwicklungsströme der deutschen Vielfältigkeit einmal unbeachtet bleiben, so konzentriert sich die gesamte Betrachtung einzig auf die Entwicklung, die sowohl schaffender, als auch dann tragender Teil des 1871 neu gegründeten Deutschen Reiches wurde: Preußen.

Der Kern, dem alle preußische Kraft und Stärke entstammt, das war die preußische Staatsphilosophie. Eine Philosophie, die ihm weder von außen, noch von seinem Volk aufgezwungen wurde, sondern zu der sich das preußische Königtum selbst entschieden hatte. 

Nachdem sich der preußische Monarch von dem zuvor staatstragenden katholischen Glauben losgesagt, sich und sein Land protestantisch neuorientiert hatte, mußte der damit entstandene Freiraum mit Neuem ausgefüllt werden. Der protestantische Glauben allein wurde offenbar als nicht mehr staatstragend angesehen. Diesen Umorientierungsprozeß abzuschließen blieb dann dem preußischen König Friedrich II. vorbehalten.

Dieser bekannteste preußische Regent, König Friedrich II., dem sein Volk den Beinamen „der Große“ gab, und den es liebevoll „den alten Fritz“ nannte, hat die gesamte preußische Staatsphilosophie einmal in einem einzigen, kurzen Satz ausgesprochen: 

„Ich bin der erste Diener des Staates“. 

Besser und kürzer läßt sich das, was Preußen ausmachte, nicht beschreiben.

Das Besondere an Preußen wurde seine Staatsphilosophie. Eine Staatsphilosophie, die aus seinem Regenten, dessen als Beamte verpflichteten Staatsverwaltung und dem Volk eine Einheit schuf, in der jeder letztlich seine Aufgabe hatte und jeder einen Anspruch darauf hatte, daß diese Aufgabe, auch als Pflicht bezeichnet, erfüllt wurde. Und die Regeln, nach denen diese staatliche Einheit funktionierte, war das allgemeingültige Recht. Ein Recht, das für alle galt, dem alle verpflichtet und dem alle unterworfen waren. Nicht nur der einfache oder der angesehene Bürger, auch die Staatsbeamten, für die ein eigener, verschärfter Rechtsbereich geschaffen wurde, und selbst der Regent waren dem gleichen Recht unterworfen. 

Das daraus gewachsene Selbstverständnis machte den Staat und alle staatstragenden Personen, insbesondere die Beamten, nicht nur immun gegen jede Form der Korruption. Es machte aus Preußen den einzigen jemals existierenden Staat, der tatsächlich bis in seinen letzten Winkel ein Rechtsstaat war. Ein Rechtsstaat, in dem der Regent und die Staatsverwaltung für das Volk da waren, und in dem das Volk sich für den Staat und seinen Regenten einsetzte. Ein Rechtsstaat als tragende Säule der Gemeinschaft, auf einem einheitlichen Recht gewachsen und gefestigt. Das Recht war der höchste Wert der Gesellschaft. 

So war selbst das noch undemokratische Preußen schon ein ausschließlich dem Recht verpflichtetes und durch das Recht zusammengehaltenes Staatsgebilde. Das Recht und die jeweilige Pflicht, beides gegründet auf Gesetzen, das war Preußen, das war das Selbstverständnis aller Preußen. Ein Selbstverständnis, wie es dann aus Preußen in das neue Deutsche Reich übernommen wurde.

Die Sozialisten und ihre Theorien, nirgends anders als in England geboren, konnte die dortige Herrschaftsstruktur damit doch niemals gefährdet werden, waren die ersten, die der preußischen Staatsphilosophie den Kampf ansagten, die mit ihren gegensätzlichen Gesellschaftsdefinitionen die preußischen Strukturen verändern wollten. Bismarcks Kampf gegen die Sozialisten war letztlich ein Kampf gegen die für Preußen zerstörerischen Einflüsse, die aus diesen Theorien hervorgehen mußten. Die sicherste Gegenwehr war die Steigerung der sozialen Verantwortung durch den Staat. So entstanden die bismarckschen Sozialgesetze, mit denen er die sozialen Bedürfnisse mit der preußischen Staatsphilosophie in Einklang brachte.

Erst als das preußische Deutsche Reich sich nach dem Ersten Weltkrieg ausländischen Interessen, insbesondere den Interessen der westlichen Demokratien, beugen mußte und die Sozialisten in verantwortliche staatliche Positionen rückten, begann die preußische Staatsphilosophie zu wanken. 

Erst wieder Hitlers Machtübernahme stabilisierte die alten preußischen Staatswerte. Erst Hitler schuf wieder die alte preußische Einheit, indem er alle der preußischen Staatsphilosophie entgegenstehenden Sozialisten ausschloß. Auch wenn Hitlers Drittes Reich vielleicht nicht das Maß der wilhelminischen Rechtsstaatlichkeit erreichte, so war dessen tragender Einfluß aber noch immer beherrschend. Ein Grundsatz, der auch von Hitler immer anerkannt und respektiert wurde, da seine nationalsozialistischen Ideen in vielen Bereichen letztlich nur eine Fortführung der preußischen Staatsphilosophie waren.

Und selbst nach dem Zusammenbruch von 1945, gefolgt von vier Jahren Besatzerwillkür und dem Fehlen jeglicher deutschen Staatlichkeit, von Rechten überhaupt nicht mehr zu reden, gelang zwar mit der Gründung der beiden deutschen Nachfolgestaaten, zumindest soweit es die Bundesrepublik betraf, der Neuaufbau der schon in den 20-er Jahren für das nicht nur wirtschaftliche Chaos verantwortlichen, aufgezwungenen anglo-amerikanischen Demokratieform, nur war Preußen selbst danach noch nicht vollständig untergegangen. Preußen, und damit auch der Zwang zur Rechtsverpflichtetheit der Politik, lebte in den in die neue Demokratie übernommenen Beamtenstrukturen fort. Allein die preußisch geschulten und den preußischen Werten verpflichteten Beamten zwangen die neuen Politiker der Bundesrepublik, ihrer Politik immer den Anschein zu geben, als sei sie an der gültigen Rechtsbasis ausgerichtet.

Preußens Untergang dauerte Jahrzehnte. Selbst ohne König und Kaiser überdauerte die preußische Staatsphilosophie die Demokratie der 20-er Jahre. Selbst ohne Hitler, ohne ein Land, das den Namen Preußen fortführte, überdauerten die preußischen Staatswerte die Gründungsphase der Bundesrepublik Deutschland. Erst als die den preußischen Werten verpflichteten Beamten ihre Dienstzeit beendeten, der umgeschulte, nur noch an sich selbst orientierte Nachwuchs in den Hierarchien aufgestiegen war, da wurde auch Preußen „pensioniert“. Der einzige Rechtsstaat aller Zeiten war untergegangen und hatte den totalitär-kriminellen Strukturen der anglo-amerikanischen Betrugsdemokratie Platz gemacht. Ausschließlich das schon im victorianischen England entwickelte Betrugs- und Täuschungskonzept, mit dem eine angebliche Volksdemokratie vorgespiegelt wird, sichert die Existenz des heute Deutschland beherrschenden, auf Willkür und Terror gestützten, und mit allen Mitteln der Propaganda und der Meinungsmanipulation agierenden, Regimes.

Preußen war, und das Deutsche Reich wurde, 

EIN RECHTSSTAAT!

Ein Staat also, der durch die Rechtsgebundenheit und die rechtlichen Verpflichtungen nicht nur den Entscheidungsspielraum seiner Beamten, sondern auch den Handlungsspielraum seiner Politiker einschränkte. Mit Preußen und dem Deutschen Reich war es erst- und einmalig - spätestens seit König Friedrich II. - gelungen, daß ein Rechtsstaat zur Großmacht aufstieg!

Eine Großmacht, die über alle ihre Organe und Organisationen, bis hin zum Volksempfinden, dem eigenen Recht verpflichtet war, hatte weltpolitisch gegen Monarchien und Demokratien anzutreten und zu bestehen. Eine Großmacht, die große Teile ihrer eigenen Macht nicht nutzen und einsetzen konnte, weil dieser Einsatz gegen das eigene Rechtsverständnis gestanden hätte.

So erst sind auch die Zitate Bismarcks zu verstehen, wenn er schreibt:

· Wir sind zu gut für diese Welt

· Daß man in der Politik aus Gefälligkeit oder aus allgemeinem Rechtsgefühl handelt, das dürfen andere von uns, wir aber nicht von ihnen erwarten.
· An Deutschland kann die Welt genesen.
Erst auf der Kenntnis und unter Berücksichtigung der politischen Gegebenheiten, wie sie in England und in Deutschland bestanden, ist die gesamte zeitgeschichtliche Entwicklung, wie sie sich während des 20. Jahrhunderts ereignete und stattfand, überhaupt nachzuvollziehen und zu verstehen. Nur solange, wie diese Voraussetzungen unbeachtet bleiben, kann das heute vorliegende, total und vollständig gefälschte Geschichtsbild Bestand haben. Nicht nur dieser Bestand soll beendet werden. Die Wahrheit gilt es herauszuarbeiten und zu ihrem Recht zu verhelfen. 

Der Wahrheit ihr Recht,

allen Kulturen dieser Welt ihre Freiheit

und dem deutschen Volk seinen Rechtsstaat!
Die größten und verbissensten Gegner der Wahrheit aber sind heute nicht so sehr die, in deren Auftrag die Fälschungen erstellt wurden, sondern die Korrupten, die diese Fälschungen übernommen und zur Grundlage ihrer Vasallenherrschaft gemacht haben. Die Wahrheit wird zwar die, die sie haben fälschen lassen, bloßstellen, aber die, die darauf ihr Korruptionsregime gegründet haben, um ihre Existenz bringen. Also wird deren Gegenwehr gegen die Wahrheit immer die härtesten Mittel einsetzen. Dies betrifft insbesondere die deutsche Bundesregierung und das sie stützenden „freiheitlich-demokratische“ Parteienkonglomerat, zu dem sich selbst die SED-Kommunisten ihren Beitritt durch das Leugnen der ihnen bekannten Wahrheit erkauft haben.

GUWG-Verlag, 50169 Kerpen-Horrem, Rathausstraße 51, Fax (02273) 603758


